ich-bin-sauarm-Preis: €0,50 
mir-geht-es-nicht-schlecht-Preis: €1 
meine-Eltern-haben-Mercedes-Aktien;Preis: €100 
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Samstag, 21. Oktober 


DIE]SEI.X8TeTe[eT-1o]UlaTe A DE-KKeT-1g1. oL-KIT-] 0m 
13 Uhr, Brandenburger Tor 

Demo: „Das geht nur ganz anders!” 
NDI-TToH ETS11@ABTG DIESE KETETe[eT-1oltTaTe)) 
11 Uhr, Alexanderplatz 


Samstag, 21. Oktober 

fette After-Demo-Party mit 

DJ Lew Davidowitsch (Odessa) vs. 

DIET TrrKeJaW U T-Tder-Te [-1 alt= Igei-1[elar-)) 

21 Uhr, Rote Insel, Mansteinstr. 10, U-Bhf Yorckstr. 


Samstag, 28. Oktober 


NEWETN IE TETe aM IaKeToluulate[-Tomt/-1gnlieTel-1gg? 
«= www.puk.de/ali 


Samstag, 28. Oktober 


Naziaufmarsch in Celle verhindern! 
@ www.kein-naziaufmarsch.tk 


11.-12. November 


Aktionskonferenz gegen die G8 in Rostock 
« www.heiligendamm2007.de 


Das rote Jugendcafe in Schöneberg/Kreuzberg 
% jeden Freitag um 17 Uhr in der Roten Insel & 
Mansteinstr. 10 # U+S-Bhf Yorckstraße 


27.10.: Ungarn 1956 


Vor 50 Jahren gab es in Ungarn einen Aufstand 
gegen den Stalinismus - die Geschichte 


3.11.: Castor-Transporte 
Transporte von Atommüll rufen immer wieder 
heftige Proteste hervor - wie sehen sie aus? 


10.11.: Hiphop 


Es begann als eine Protestkultur der Schwarzen 
Take SI WORTIESSTE TS ol-te (-1fic-1@ u ifo] aloJoH at-INic-H, 


17.11.: Das Leben des Brian 


„Volksfront von Judäa” vs. „Judäische Volksfront” 
Wie die Zersplitterung der Linken überwinden? 


24.11.: Chile 1973 


Der Militärputsch gegen Salvador Allende am 
11. September 1973 - war er zu verhindern? 


Änderungen vorbehalten! 


@ www.caferojo.de.vu 


Ein paar Worte vom Layouter... 


Nach dem Schülerstreik gibt es wieder „RE- 
VOLUTION”. Unsere Gruppe hat in letzter 
Zeit sehr viel Action gemacht, aber wir wol- 
len die Politik nicht zu kurz kommen lassen. 

Einige Artikel - über den Militärputsch in 
LISENE Tote Kolsl-1@blot-Ige [1a WTB SIE Tate BISKOF-P’e-Ter-72 
Mexiko, wo die Oma auf der Titelseite her- 
kommt - konnten aus Platzgründen nicht 
gedruckt werden. Schaut einfach auf unsere 

GLSISCCHR uKolssT-Ter-Te[-H 
Berlin, 16. Oktober 2006 
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nsere neue Internetadresse ist kurz, ele- 
gant und leicht zu merken. Dennoch ha- 
ben wir die alte Adresse (www.onesolutionre- 
volution.de) nicht freiwillig aufgegeben. 

Sie ist uns von unserer ehemaligen Mutteror- 
ganisation, der GAM, geklaut worden. Die GAM 
war schon immer Inhaber dieser Domain im 
bürgerlich-rechtlichen Sinne. Aber sie gehörte 
unserer Gruppe in dem Sinne, dass wir seit Jah- 
ren über diese Website arbeiteten. 

Die GAM fordert seit längerer Zeit, dass wir 
uns ihrer kleinen Gruppe bzw. ihrer Fraktion in 
unserer internationalen Organisation unterord- 
nen. Unsere Website wollten sie uns nur dann 
freigeben. 

Statt uns auf diese Erpressung einzulassen, 
haben wir freiwillig zu einer neuen Adresse ge- 
wechselt. 

Artikel geht weiter auf www.revolution.de.com 





ist doch super! 

Ich freue mich, dass die Leute von REVOLU- 
TION sich von ihrer freakigen Mutterorgani- 
sation getrennt haben. REVOLUTION (in Ber- 
lin) hat sich in den letzten zwei Jahren zu ei- 
ner anerkannten und vernünftig arbeitenden 
Jugendgruppe entwickelt. Gerade der Schul- 
streik am 13.9. hat mal wieder gezeigt, dass 
Mensch mit dieser Gruppe vernünftig und 
ohne Instrumentalisierung zusammenarbei- 
ten kann, was mit den ganzen anderen Trotz- 
ki-Sekten (SAV/Linksruck/Spartakist) leider 
nicht möglich ist. REVOLUTION ist eine Berei- 
cherung für die sehr auf Antifa-Arbeit fixier- 
te Berliner Szene, auch wenn die Starbucks- 
Anti-Mauer Aktion peinlich war. Emanzipiert 
euch von euren Kadern, und am Besten ma- 
chen das die ganzen (schein)unabhängigen 
Solid-Mitglieder, die der Linkspartei im Arsch 
kleben, gleich mit. 

http://de.indymedia.org/2006/10/158341.shtml 


Antirassismus-Demo in St.Gallen 

Am Samstag, den 2. September, wurde in St. 
Gallen gegen das neue Asyl- und Ausländerge- 
setz demonstriert. Anlass war die kommende 
Abstimmung am 24. September. Dieses Gesetz 
ist ein Ausdruck für staatlichen Rassismus und 
die Akzeptanz von Rassismus in unserer Gesell- 
schaft. An der Demonstration nahmen unge- 
fähr 900 Personen teil. REVOLUTION war mit ca. 
25 Jugendlichen vertreten. Wir bildeten einen 
lautstarken Block, der mit zahlreichen Fahnen 
und Transparenten auf sich aufmerksam mach- 
te. Es wurden Losungen wie „Hoch die interna- 
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tionale Solidarität”, „Ausländer bleiben - Nazis 


vertreiben” oder „One Solution - REVOLUTION” 
gerufen. Während der Demonstration verhielt 
sich die Polizei deeskalierend, weswegen es zu 
keinen Ausschreitungen kam. 

Auf ihrem Nachhauseweg wurden drei REVO- 
LUTION-AktivistInnen von der Polizei angehal- 
ten und ihre Personalien erfasst. Auf die Frage, 
was diesen Zwischenfall verursacht habe, ant- 
wortete die Polizei, es handle sich um eine rei- 
ne Routinekontrolle. Einem empörten Passan- 
ten gaben sie zur Auskunft, dass sie diese Ak- 
tivisten mit „verdächtigem Material” angetrof- 
fen hätten. Die St. Galler Polizei muss sich wohl 
erst an den Anblick von kämpferischen Fahnen, 
Transparenten und Trommeln gewöhnen! Ei- 
nem Aktivisten, der für die Demonstration aus 
Wien angereist war, drohten sie mit rechtlichen 
Konsequenzen, da für Ausländer politische Ak- 
tivität in der Schweiz angeblich verboten ist. 
Das ist natürlich absoluter Blödsinn und ent- 
behrt jeder gesetzlichen Grundlage. Die ganze 
Aktion war ausschließlich der Einschüchterung 
gedacht. Wir werden uns jedenfalls davon nicht 
abhalten lassen und uns weiterhin gegen jede 
Form von Rassismus, Sozialabbau oder andere 
Auswüchse de Kapitalismus einsetzen. 

REVOLUTION Schweiz | www.revo.ch.tc 


Gegen Tony Blair in Manchesier 
Am Samstag, 23. September, demonstrierten 
60.000 Menschen gegen den jährlichen Partei- 
tag der Labour Party in Manchester. 

Die Demonstration wurde als radikal ge- 
priesen von der Socialist Workers’ Party (SWP, 
Schwesterorganisation von Linksruck) - die ver- 
sprochene"militante Aktion” stellte sich als 5mi- 
nutige Sitzblockade von allen 60.000 Menschen 
auf der Demonstration heraus. Obwohl das be- 
eindruckend ist, zeigt es nur die potentielle 
Stärke der Demonstration, wenn sie geschlos- 
sen handelt. Leider macht es nur klar, wie die 
Reformisten und Zentristen uns zurückhalten, 
die uns die Muskeln spielen lassen aber gleich- 
zeitig irgendeine Organisierung von wirklicher 
direkter Aktion gegen die fortdauernden Mili- 
täroffensiven im Nahen Osten verhindern. 

Wir dürfen nicht vergessen, dass diese Partei- 
en die Antikriegsbewegung demobilisiert ha- 
ben, in dem sie die Tausende Demonstrantin- 
nen dazu aufriefen, nach Hause zu gehen und 
sich auf die nächste Kundgebung vorzuberei- 
ten, anstatt Streiks in jeder Schule und in jedem 
Betrieb zu organisieren, um die Kriegsvorberei- 
tungen aktiv und physisch zu blockieren. 

Rund 70 Demonstrantinnen gingen zusam- 
men mit REVOLUTION UK und Workers Power 
(britische Sektion der LFI, inoffizielle Mutteror- 
ganisation von Revo). Die zwei Blöcke waren 
kaum auseinander zu halten, die meisten Revos 
waren gleichzeitig in der LFI. Es gab nur fünf un- 
abhängige Revos - die Gesamtzahl unabhängi- 
ger, aktiver Mitglieder von REVO UK! 

Doch der Block war lebendig und laut, rote 
Fahnen wehten und antiimperialistische Sprü- 
che wurden gerufen, hinter einem beeindru- 
ckenden Banner,‚Irak-Afghanistan-Palästina- Li- 
banon - Sieg dem Wiederstand!”. 

von Sam C, REVOLUTION Newcastle (UK) 
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Tous ensemble! Mit der Regierung französisch reden! Auf zum Jugendblock am 21. Oktober! 


n Frankreich haben die Jugendlichen aus Uni, 

Schule und Betrieb gemeinsam gezeigt, dass 
Verschlechterungen und Angriffe auch ver- 
hindert werden können und schon beschlos- 
sene „Reformen“ zurückgenommen werden 
können. Keine Wahlpartei und keine Gewerk- 
schaftsführung alleine wird aber unsere Pro- 
bleme lösen. Nur durch den Druck auf der Stra- 
ße, in den Schulen und Betrieben können die 
PolitikerInnen dazu gezwungen werden. Der 
Streik von 10.000 SchülerInnen in Berlin am 
13.9.2006 war dazu ein erster Auftakt, der ge- 
zeigt hat, dass auch in Berlin viele unzufrieden 
sind und Widerstand möglich. 

Streiks an Unis und Schulen alleine, kosten 
die Herrschenden keinen Cent. Um zu gewin- 
nen, muss gemeinsam mit den Arbeitenden 
gekämpft werden, denn wenn Azubis und Ar- 
beitende streiken, tut es denen da oben weh. 
Ein gemeinsamer Kampf soll keine Einbahn- 
straße sein. Die Demonstration der sozialen Be- 
wegung und der Gewerkschaften am 21.Okto- 
ber sind eine erste Gelegenheit, die Arbeiten- 
den und ihre Probleme kennenzulernen und 
ihnen im lautstark die Forderungen junger 
Menschen vorzustellen. 

Daher rufen wir alle Jugendlichen egal ob 
Schülerln, Hartz-Empfängerln, Studi oder Azu- 
bi auf, am 21.Oktober mit uns auf der Demons- 
tration einen Jugendblock zu bilden. Wir for- 
dern für ein selbstbestimmtes Leben in Würde: 
@\Wiederherstellung der Lernmittelfreiheit! - 

Keinen Euro mehr für Schulbücher 
& Ende des Unterrichtsausfalls und Entlastung 





der LehrerInnen durch Neueinstellungen 

% 5 Stunden weniger Unterricht für LehrerInnen 

&@ Schluss mit Schulschließungen 

%@ Keine Studiengebühren oder Studienkonten. 

@ Kostenfreier Unizugang und genug Bafög 
zum Leben für Alle. 

%@ Ausbildungsplätze für Alle mit Löhnen von 
denen man selbstständig leben kann. 

%@ Rücknahme der Hartz-Gesetze: Für das Recht 
auf eine eigene Wohnung! 


Wir alle sind beiroffen: In der Schule... 
In Berlin wird an den Schulen gespart bis es 
knirscht: Seit 2003 müssen SchülerInnen 100 
Euro pro Jahr für Schulbücher ausgeben. Leh- 
rerInnen müssen mehr Stunden geben und 
die Unterrichtsausfälle steigen, weil zuwenig 
eingestellt wird. Sinkende SchülerInnenzah- 
len werden vom SPD/PDS-Senat nicht dazu ge- 
nutzt, Klassengrößen zu senken und Lernen 
damit für SchülerInnen und LehrerInnen einfa- 
cher zu machen. Im Gegenteil: Schulen wurden 
geschlossen und zusammengelegt. Während 
die PISA-Studie gezeigt hat, wie wichtig gute 
schulische Bildung gerade für sozial Benachtei- 
ligte ist, wird in Berlin lieber Elite gefördert. 


„. nach der Schule in der Ausbildung... 

Und nach der Schule? In Berlin allein haben 
dieses Jahr 10.000 Jugendliche keinen Ausbil- 
dungsplatz gefunden. An Hauptschulen fin- 
den oft nur wenige Abgängerlnnen aus einem 
Jahrgang einen Ausbildungsplatz. Ohne Per- 
spektiven im Leben, macht die Schule keinen 


Sinn. Der Berliner Senat aber tut nichts um die 
Situation zu verbessern. Im Gegenteil: Mit der 
Schließung des Jugendaufbauwerks fallen wei- 
tere Ausbildungsplätze weg. Auch im Öffentli- 
chen Dienst oder bei der BVG haben Jugend- 
liche nur selten eine Chance auf Übernahme 
nach der Ausbildung. Wer eine Stelle gefunden 
hat, ist oft so froh, dass er auch für ein besseres 
Taschengeld arbeitet. 


o.. in der Hochschule... 

Ein gutes Viertel aller Jugendlichen versucht 
sein Glück im Wettbewerb aller gegen alle mit 
einem Studium. Noch ist unklar, ob auch in Ber- 
lin durch Studienkonten oder Studiengebühren 
die Hochschulen noch mehr ein Reservat für 
Kinder reicher Eltern werden soll. Schon heu- 
te schrecken viele junge Menschen vor einem 
Studium zurück, weil es bereits ohne Gebühren 
zehntausende Euros kostet. Jeder Versuch die 
Uninoch teurer zu machen, wird weiteren Men- 
schen diese Chance verbauen... und die Situati- 
on auf dem Ausbildungsmarkt verschärfen. 


... Oder wenn wir nichis gefunden haben. 


Nach der letzten Verschärfung der Arbeiits- 
markt,reform” Hartz IV müssen arbeitslose Ju- 
gendliche jetzt bis 25 bei ihren Eltern wohnen. 
JedeR kann sich vorstellen, was für eine tolle 
Stimmung wohl in der Bude herrscht, wenn Ju- 
gendliche ohne Hoffnung auf Eltern voller Vor- 
würfe treffen. 

Bündnis für Freie Bildung - gegen Studiengebühren 

SchülerInnenbündhis ‚Bildungsblockaden einreißen!” 


Schulerstreik in Dresden 


Der Berliner Schulstreik macht Senule: auch in ‚ger sachsistlien Hauptstadt gab's Proteste 


twa tausend GymnasiastInnen haben am 29. 

September vor dem sächsischen Landtag in 
Dresden gegen die geplante Oberstufenreform 
demonstriert. Der Stadtschülerrat Dresden hat- 
te aufgerufen, während einer von der Linksfrak- 
tion beantragten Anhörung im Schulausschuß 
lautstark gegen das Vorhaben von Kultusminis- 
ter Steffen Flath (CDU) zu protestieren. 

Flath plant, in der gymnasialen Oberstufe die 
Wahlfreiheit zwischen verschiedenen Fächern 
stark einzuschränken. Als Leistungskurse gäbe 
es nur noch Deutsch, Mathemathik und Fremd- 
sprachen - Biologie, Chemie, Kunst u. a. wären 
nicht mehr im Angebot. Außerdem würde sich 
die Wochenschulzeit auf 35 bis 40 Stunden er- 
höhen. Die Hauptforderung der Demonstrati- 
on war die Beibehaltung des Kurssystems. Die 
OberstufenschülerInnen wollen nicht in ein- 
heitliche Klassenverbände gepackt werden. 

Ob man die Reform verhindern kann? „Ich 
glaube nicht‘, meinte eine 14jährige, die erst 
morgens vor dem Schultor von der geplanten 
Protestaktion erfahren hatte. „Aber einen Ver- 
such ist es wert” Der Stadtschülerrat mobili- 





sierte seit etwa zwei Wochen für die Demons- 
tration und verteilte 5000 Flyer. „Heute zeigen 
wir die gelbe Karte für Flath”, rief ein Schüler- 
ratsvertreter. „Es ist seine letzte Chance!” 

„Wir müssen mit der Regierung französisch 
reden!” rief ein Vertreter der Schülerinitiative 
„Bildungsblockaden einreißen!” aus Berlin, die 
gut zwei Wochen vorher einen Schülerstreik mit 
8000 Teilnehmern organisiert hat. „Das bedeutet 
nicht, daß wir unsere Forderung en francais ab- 
geben müssen. Es bedeutet, daß SchülerInnen, 
StudentInnen, ArbeiterInnen, Arbeitslose, Mig- 
rantInnen alle mit einer Stimme reden! 


Die SchülerInnen stellten sich an die Ab- 
sperrgitter direkt vor dem Landtag, ein bißchen 
Müll flog in Richtung Eingang. Rufe wie „Flath, 
komm raus!” wurden immer lauter. Aber auf 
dem Platz sind Kundgebungen verboten. Die 
Polizei drohte den Demonstrationsanmelder- 
Innen mit Tausenden Euro Bußgeld, bis sie die 
Versammlung für aufgelöst erklärten. 

Trotzdem blieben Hunderte Jugendliche sit- 
zen und riefen: „Wir bleiben hier.“ Gegen zwölf 
Uhr kamen mehrere Abgeordnete der Linkspar- 
tei.PDS auf den Platz, um mit den SchülerInnen 
zu reden, die neben der Ablehnung der Schul- 
reform auch kleinere Klassen, besser bezahl- 
te LehrerInnen und ein einheitliches, bundes- 
weites Schulgesetz forderten. „Danke, daß ihr 
die Stellung haltet, sagte Cornelia Falken, bil- 
dungspolitische Sprecherin der Linksfraktion, 
den GymnasiastInnen per Megaphon. Sie hätte 
einen Antrag auf eine Auszeit im Ausschuß ge- 
stellt, damit alle Abgeordnete mit den Schüler- 
Innen reden könnten. Dieser Antrag 
sei jedoch abgelehnt worden. 3 

von Wladek aus Kreuzberg 
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Gegen den Bildungsnotstand in der Hauptstadt traten etwa 10.000 SchülerInnen in den Streik 


N: am Abend vor dem Schülerstreik gin- 
gen die OrganisatorInnen davon aus, dass 
1.000 bis 2.000 SchülerInnen sich beteiligen 
würden. Doch am Mittwoch, den 13.9., um 10 
Uhr versammelten sich rund 10.000 Schülerln- 
nen aus ganz Berlin vor dem Roten Rathaus, um 
gegen Bildungsabbau zu demonstrieren. 

Von dort aus ging eine lautstarke Demonst- 
ration in einem Kreis durch die Innenstadt. „Wir 
sind hier, wir sind laut, weil man uns die Bildung 
klaut!” - diese Parole, die 1000fach skandiert 
wurde, beschrieb die Protestaktion ganz gut. Die 
SchülerInnen forderten aber nicht nur „Bildung 
für alle, und zwar umsonst!”, sondern stellten sich 
konkret gegen die Streichung der Lernmittel- 
freiheit, Stundenausfall und Lehrermangel, so- 
wie gegen die drohende Einführung von Studi- 
engebühren. 

Die Mobilisierung lief trotz unzähliger Re- 
pressionsmaßnahmen durch die Schulleitun- 
gen und -behörden. Streikwilligen SchülerlIn- 
nen wurde mit unentschuldigten Fehltagen, Ta- 
deln, Nachsitzen, ja sogar mit dem Abschliessen 
der Klassenzimmer gedroht. An der Schiller- 
Oberschule in Charlottenburg wurde die neus- 
te Ausgabe der Schülerzeitung verboten, weil 
sie zum Streik aufrief. 

Auch vor Verleumdungen schreckten die 
Schulleitungen nicht zurück: so hieß es von der 
Schulleitung des Carl-von-Ossietzky-Gymnasi- 
ums in Pankow, den Flugblättern der Schüler- 
initiative seien „keine erkennbaren Forderun- 
gen zu entnehmen”. Überhaupt wurde behaup- 
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tet, dass es sich bei dieser angemeldeten poli- 
tischen Demonstration „nicht um eine legale 
Handlung handelt”. Am Tag der Demonstrati- 
on behaupteten oder implizierten verschiede- 
ne Schulleitungen, die Schülerdemo sei von 
Rechtsradikalen organisiert. 

Doch solche Drohungen konnten den Streik 
nicht aufhalten. Die Losung auf einem gelben 
Transparent brachte es auf den Punkt: „Was ist 
ein Fehltag gegen unsere Zukunft?” 


Die Mobilisierung 
Die Mobilisierung lief über spontan gebilde- 
te Strukturen an den Schulen. An vielen Schu- 
len bildeten sich Streikkomitees, die die Mobili- 
sierung vor Ort organisierten. Nur so erklärt sich 
der große Erfolg des Streiks: die Selbstorganisie- 
rung der SchülerInnen [sie Kasten]. 
So nahm ein Vertreter von REVOLUTION an ei- 
ner Schülerversammlung am Coppi-Gymnasi- 
um in Lichtenberg teil. Die beantragte 
4 Schülerversammlung wurde untersagt, 
und so wurden die SchülerInnen in der 
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Pause auf dem Hof versammelt. Alex aus der 12. 
Klasse sprang auf die Tischtennisplatte und rief 
den über hundert interessierten SchülerInnen zu: 
„Es geht uns nicht darum, die Schule zu schwän- 
zen. Wir wollen zeigen, dass wir die Kürzungen 
an unseren Schulen nicht mehr hinnehmen wer- 
den!“ Der Revo-Aktivst erklärte, am Beispiel der 
Jugendproteste in Frankreich, dass Jugendpro- 
teste durchaus Wirkung haben können. 

Am Streiktag gab es mehrere Spontandemos 
von verschiedenen Bezirken zum Alex. Vom U- 
Bhf Eberswalder Straße liefen SchülerInnen aus 
Prenzlauer Berg, Pankow und Weißensee die 
Kastanienallee herunter - fast 800 waren dabei. 
Auch vom Kottbusser Tor kam eine Zufuhrdemo 
mit sehr vielen Haupt- und RealschülerInnen 
aus den Bezirken Kreuzberg und Neukölln. 

In den Wochen vor dem Streik wurde inner- 
halb des Bündnisses die Angst geäußert, dass 
der Ausstand zu einer „reinen Gymnasiastenver- 
anstaltung” werden könnte - tatsächlich waren 
fast alle Aktivistinnen GymnasialschülerInnen 
(bzw. ehemalige). Dass einige StreikaktivistInnen 
geschwänzt haben und tagelang durch Haupt- 
und Realschulen gezogen sind, um dort für den 
Streik zu werben, hat offenbar Wirkung gezeigt. 


Die Haupt- und Realschulen 

Zu den Forderungen des Bündnisses gehörte 
eben die Abschaffung des dreigliedrigen Schul- 
systems. Viele GymnasiastInnen, die sich im all- 
gemein gegen Bildungsabbau ausgesprochen 
haben, wandten sich entschieden gegen die- 
se Forderung - auch Schulleitungen haben die 
Schülerinitiative so darstellt, als wollten sie „das 
Gymnasium abschaffen und euch alle auf die 
Hauptschule schicken”, um SchülerInnen vom 
Streik abzuhalten. 

Doch auf der Demonstration selbst konnte 
das gemeinsame Interesse aller SchülerInnen 
an der Abschaffung des dreigliedrigen Schul- 
systems gezeigt werden. Diese Überwindung 
tiefgehender Spaltungen war etwas wirklich 
Wunderbares an der Aktion: denn der Kapitalis- 
mus kann den zukünftigen Bildungsbürgerln- 


au 





nen vom Gymnasium eine gewisse Integration 
anbieten - für HauptschülerInnen kann das Sys- 
tem weder einen Ausbildungsplatz noch einen 
Job noch überhaupt eine Perspektive vorwei- 
sen. Wenn diese sich zu organisieren beginnen, 
ist das für die Herrschenden wirklich gefährlich. 


Die Demonstration 

Die Demonstration lief zwei Stunden durch den 
Bezirk Mitte - die Sonne schien und die Stim- 
mung war sehr kämpferisch. Zwischendurch 
gab es drei Festnahmen, weil SchülerInnen die 
Wahlplakate der rechtsextremen NPD (aber 
auch von Parteien, die direkt für Bildungsabbau 
verantwortlich sind) entfernt haben. 
a Ye S wir den Schulbetrieb lahm- 


Stadt lahmlegen! 


Jakob, Sprecher des Streikkomitees an der John-Lennon-Schule 





Der Demozug kam wieder an dem Roten Rat- 
haus an, wo es Auftritte vom trotzkistischen MC 
aus Hamburg Holger Burner und der Latinska- 
Band aus Berlin Juanimashi sowie eine Solida- 
ritätsdelegation der streikenden Arbeiterinnen 
an der Charite gab. Gegen 17 Uhr stellte die Po- 
lizei willkürlich fest, dass die Kundgebung kei- 
ne politische Veranstaltung sei - und das trotz 
der vielen Redebeiträge, Transparente, Schilder, 
usw. „Sie wollen unsere Forderungen nicht hören, 
deshalb tun sie so, als hätten wir keine!” rief ein 
Organisator aus Protest. Doch als die Polizei mit 
der gewaltsamen Auflösung der Demo droh- 
te - die berühmtberüchtigen Prügeleinheiten 
22 und 23 standen schon bereit -, musste der 
groß angekündigte Auftritt der Skaband Tiefen- 
rausch abgesagt werden. 

Danach wurde versucht, eine Spontandemo 
gegen diese Einschränkung des Demonstrati- 
onsrechts an der Weltzeituhr durchzuführen. 
Die Versammlung mit 70 Personen wurde mit 
äußerster Brutalität von der Polizei aufgelöst. 

von Wladek aus Kreuzberg 


in Berlin-Mi 





D° Größe des Schülerstreiks hat die Polizei 
. genauso überrascht wie die Schülerinitia- 
tive. Also wie kam es dazu? 

Der Aufruf zum Streik wurde von der Schü- 
lerinitiative „Bildungsblockaden einreißen” 
1 aufgestellt, zu der ['solid], Jugenddemokratin- 
nen/Junge Linke, Jugend-Antia Berlin, REVO- 
LUTION und vor allem sehr viele unorganisier- 
te SchülerInnen gehörten. 

Am Tag vor dem Streik wurde der „Landes- 
schulsprecher von Berlin”, Jan Hambura, in ei- 
ner großen Berliner Tageszeitung zitiert: er un- 

terstütze den Streik nicht, weil „kommunisti- 
# sche Gruppen dahinter stecken.’ * 

Tatsächlich haben AktivistInnen von der un- 
ji abhängigen kommunistischen Jugendorga- 
nisation REVOLUTION seit Monaten in der In- 
itiative mitgearbeitet. Revo-Leute haben die 
Demonstration mitorganisiert, Pressemittei- 
lungen und Flyer geschrieben, Interviews ge- 
geben und Reden gehalten usw. 

Auf der Demonstration selbst war REVO- 
LUTION mit einem beliebten Transparent da- 
bei ("Klassen-Kampf”) und hielten bei der Auf- 
taktskundgebung die erste Rede, in der sie von 
Schülerproteste in anderen Ländern wie Frank- 
reich, Chile und den USA berichteten. 


Die Parteien 
Bildungsenator Böger versuchte noch die riesi- 
ge Protestaktion als „Wahlkampfveranstaltung” 
zu denunzieren. Es war aber nicht klar, für wel- 
che Partei derWahlkampf gemacht wurde. Viele 
AktivistInnen vom Linkspartei-nahen Jugend- 
verband [’solid] waren dabei, aber der Streik 
richtete sich eindeutig gegen eine Regierung, 
an der die Linkspartei beteiligt ist. 

Im Nachhinein haben alle Parteien - 
von der Linkspartei bis zur CDU - ver- 
sucht, die Proteste zu loben und da- 
mit zu instrumentalisieren. So nann- 
te mancher CDUler eine Aktion, die 
die Abschaffung des dreigliedrigens 
Schulsystems (der heiligen Kuh der 
Konservativen!) forderte, „eine Su- 
persache”! Doch die Tatsache, dass 
die SchülerInnen auf die Straße ge- 
gangen sind, zeigt, dass sie keine Lö- 
sungen ihrer Probleme von irgendei- 
ner Partei im Abgeordnetenhaus er- 
warten. 

Bürgermeister Klaus Wowereit, 
der sich angeblich auch über das En- 
gagement der SchülerInnen freu- 
te, wurde vor dem Roten Rathaus 
von der Schülerdemo entdeckt und 
musste fliehen, als Hunderte Schüle- 
rinnen auf die Absperrgitter zurann- 
ten und ihm Parolen zuriefen. 

Die überraschend hohe Beteili- 
gung macht klar, was für eine gro- 
ße Unzufriedenheit in Berlins Schu- 
len herrscht. Doch diese Unzufrie- 
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Wie konnie das passieren?!? 


denheit muss mit einer politischen Perspek- 
tive verbunden werden. Wie REVOLUTION in 
einem Flugblatt auf der Demo klar gemacht 
hat: „Der Streik ist nicht das Ende - er ist gera- 
de der Anfang! 

Die Schülerproteste müssen nicht nur wei- 
tergeführt, sondern mit anderen Kämpfen ge- 
gen Sozialabbau verbunden werden. In die- 
sem Sinne haben Aktivistinnen von REVOLU- 
TION Solidaritäts-Delegationen organisiert für 
den Streik der PflegerInnen an der Charite so- 
wie für die Demonstration der LehrerInnen für 
Arbeitszeitverkürzung am Tag nach dem Streik. 
Denn nur wenn alle vom Sozialabbau Betroffe- 
ne gemeinsam auf die Straße gehen, können 
wir unsere Forderungen durchsetzen. 


Die Organisierung 

Die Ablehnung der Proteste durch den offiziel- 
lenLandesschülerausschuss und die beschränk- 
te Handlungsfähigkeit der Landesschülerver- 
tretung machen klar, dass Berliner Schülerln- 
nen besser organisiert werden müssen. Nicht 
das Vertrauen in irgendeiner Partei, sondern 
die Organisierung der Basis kann dem Sozial- 
abbau-Programm der Berliner Regierung Paro- 
li bieten - deshalb haben wir ständig daran ge- 
arbeitet, dass die aktiven SchülerInnen sich or- 
ganisierenund vernetzen. 

So veranstalteten wir eine Aktionskonferenz 
am Sonntag vor dem Streik, an dem rund 70 Ak- 
tivistinnen aus über 20 Schulen teilnahmen. Die 
offiziellen, staatlich anerkannten Schülerver- 
tretungen (auch Bezirkschülerausschüsse usw.) 
blieben mit wenigen Ausnahmen inaktiv, und 
die Unterstützung durch die Gewerkschaften 
oder die linken Parteien war ziemlich spärlich. 
Nur durch die eigenständige Aktivität der 
SchülerInnen an der Basis - die 
angeblich so unpolitisch 
sind -, konnte der 
Streik zu Stande 


re Antwort auf ihre 
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kommen. 

Deshalb sind Schritte hin zu einer unabhän- 
gigen Schülergewerkschaft oder einer ähnli- 
chen Organisation für die kommenden Mona- 
te möglich und nötig. 

Aber letztendlich braucht man eine revo- 
lutionäre, antikapitalistische Perspektive, um 
den Kampf gegen Bildungsabbau siegreich zu 
führen. Man muss die von den Herrschenden 
erzwungenen defensiven Kämpfe zu einem 
offensiven Kampf gegen die Herrschenden 
verbinden. Um in diese Richtung zu arbeiten, 
brauchen wir keine „Jungpartei”, die einer der 
Parteien im Abgeordnetenhaus untergeord- 
net ist und zwischendurch ein bisschen linke 
Kritik übt - wir brauchen eine revolutionäre Ju- 
gendbewegung, die jeden Sachzwang der ka- 
pitalistischen Gesellschaft ablehnt, eine sozi- 
alistische Gesellschaftsordnung anstrebt und 
entsprechende Kämpfe anzustoßen und aus- 
zuweiten versucht. 

Die Schule, wie wir sie kennen, die repres- 
sive Lernfabrik, ist Bestandteil der kapitalis- 
tischen Gesellschaft. Nur durch die Abschaf- 
fung dieses Systems wird sich die Bildung we- 
sentlich ändern. Wie SchülerInnen aus Pankow 
auf einem Transpi klar gemacht haben: „Schul- 
reform ohne Gesellschaftsreform ist ein Unding” 
(Tucholsky). 


* siehe "Schülerprotest gegen Lehrermangel", Tages- 
spiegel vom 13.9.06.. Hambura bestreitet er diese Aus- 
sage - er hätte sich nur persönlich von den kom- 
munistischen Gruppen, die hinter dem Aufruf ste- 
hen, distanziert. Die Tatsache, dass er gar nicht Lan- 
desschülersprecher, sondern Vorstandsmitglied in 

der Landesschülervertretung ist, bekräftigt die An- 
nahme, dass er falsch zitiert worden ist. Aller- 

dings steht auch fest, dass er Mitglied 
der CDU ist und schon mal 
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„Junge Freiheit” 
geschrie- 





nk 























BT, 








TEEN] KEREIITTRDITDISH EEIDEENTENMISELLEIE 


Das Wahlvolk sprich 


Über die Kommunalwahlen in Niedersachsen, die Landtagswahlen in Mecklenburg-Vorpomm: 


B° den Wahlen zum Berliner Abge- 
ordnetenhaus hat sich gegenüber 
früheren Jahren nicht viel verändert. 

Der große Wahlverlierer war die 
Linkspartei.PDS. Ihre Verluste in Proz- 
entzahlen (von 22,6% auf 13,6%) ma- 
chen das Ausmass des Debakels nicht 
ganz klar: die PDS verlor genau die 
Hälfte ihrer WählerInnen (von 360.000 
auf 180.000). Wie hat/sie das in nur 
fünf Jahren geschafft? 

Die PDS und ihr Koalitionspartner 
SPD haben alles auf „Haushaltskonso- 
lidierung‘, sprich auf Kürzungen, ge- 
setzt. Um Berlins Schuldenberg, der 
im’ Wesentlichen durch korrupte Ge- 
schäfte früherer SPD-CDU-Regierun- 
gen angehäuft wurde, sollten die Ar- 
men der Stadt zahlen. 

So gab es unter „rot-rot” Lohnkür- 
zungen und Arbeitszeitverlängerung 
im Öffentlichen Dienst. Und obwohl 


orpommern ist das Sibirien 
95 Deutschlands”. So hieß es vor 
ein paar Jahren in einer Sendung des 
ZDF Magazin Panorama über Stand- 
tortschließungen der Bundeswehr. 
Tatsächlich” "scheint Mecklenburg- 
Vorpommern ein fast schon trostloser 
Flecken Land zu sein. Die Einwohner- 
zahl ist seit der deutschen Einheit konti- 
nuierlich durch Wegzug und Geburten- 
rückgang gesunken. Die Arbeitslosen- 
quote liegt landesweit bei etwa 20%, 
und da sind FrührentnerInnen, „Eineu- 
rojoberInnen” und Leute in Arbeitsamt- 
programmen nicht mit eingerechnet. 
Jahrelang war es die PDS, die als 
Stimmeder sozial Benächteiligten galt. 
Bei derrLandtagswahl 1993 wurde sie 
von jedem/r Vierten gewählt und wur- 
de in einigen Kommunen im Laufe der 
Jahre sogar die stärkste Kraft, während 
CDU und SPD sich stets nur gegensei- 


uch in Niedersachsen brachten 

die letzten Kommunalwahlen eine 
massive Polarisierung mit sich. So war 
es der Linken in Niedersachsen mög- 
lich, ihre Sitzein.den Kreistagen zu Ver- 
zehnfachen. Ist diese Entwicklung für 
die Linke eindeutig ein Erfolg, sind die 
versechsfachten Mandate rechtsextre- 
mer Parteien, allen voran die der NPD, 
ein ernstes Problem. 

In Zahlen bedeutet dies, dass die 
NPD 18 Mandate errungen und zusätz- 
lich '6 NPD-Mitglieder auf Listen von 
Wählergemeinschaften in Gemeinden 
eingeschleust hat. Vor der Wahl waren 
es lediglich 3. 

SchonTrotzkisprach in den 1930iger 


sich die PDS verbal gegen Privatisierung stellt, 
wurden unzählige Staatsbetriebe und kommu- 
nale Wohnungen verscherbelt. Die Einführung 
von Studiengebühren (genannt „Studienkon- 
ten”) konnte nur durch die Besetzung der PDS- 
Zentrale und eine knappe Abstimmung auf ih- 
rem Landesparteitag blockiert werden. 

Nichtsdestotrotz wird dieser rosarote Loser 
in die neueRegierung geholt - diezrot-rote"Ko- 
alition soll es für weitere fünf Jahre geben, ob- 
wohl die überwiegende Mehrheit der Bevölke- 
rung und ein guter Teil der PDS-Basis dagegen 
ist. Die PDS spielte und spielt eine wichtige Rol- 
le dabei, Protest gegen Sozialabbau einzudäm- 
men. Menschen wählen die PDS, um gegen die 
wachsende Misere des kapitalistischen Sys- 
tems zu protestieren - die Partei tut wiederum 
ihr Bestes,.damit die Proteste dieser Menschen 
nicht über Wählen hinausgehen. 

Wowereit prahlte damit, in den letzten fünf 
Jahren die PDS „entzaubert” zu haben. Er konn- 
te seinen Koalitionspartner in alle Sparmass- 


tig mit ihren Mehrheiten ablösten. 

Mit der Bildung der „rot-roten” Koalition ver- 
änderte sich jedoch das Bild. Nicht, dass etwa 
die Koalition durch besonders krasse Sparmaß3- 
nahmen, wie etwa ihr Pendant in Berlin, aufge- 
fallen wäre - nein, vielmehr ist es eine Art Le- 
thargie, die die Regierungspolitik geprägt hat. 
Zwar mit großen Bauchschmerzen, aber am 
Ende doch ordnungsgemäßwurden sowohl die 
Hartz-Gesetze umgesetzt, als auch zig Millionen 
Euro für den.Bush-Besuch ausgegeben, sals auch 
der G8-Gipfel nach Deutschland, besser\gesagt 
nach Heiligendamm bei Rostock, geholt. 

Auf dringende Probleme, wie etwa Massen- 
arbeitslosigkeit, Abwanderung oder das maro- 
de Bildungswesen, fanden die Reformsozialis- 
ten von SPD und‘PDS Keine Antworten. Bei der 
Landtagswahl letzten ‚Monat hat sich das nun 
gerächt: hohe Verluste bei der SPD, aber beson- 
ders und vor allem bei der PDS. 

Gleichzeitig schaffte die rechtsradikale NPD 
den Einzug in den Schweriner Landtag - und 


Jahren davon, dass die Entwicklung des politi- 
schen Spektrums einer Pyramide gleiche, auf 
deren Spitze man eine Kugel legen würde. Sie 
würde ‚entweder nach rechts oder links rollen. 
Wir befinden uns heute in einer Krise, wenn 
nicht im gleichen Ausmaß wie in den 30ern. Hier 
ist eine Polarisierung unvermeidlich. 

Widersprüche und Klassenunterschiede neh- 
men erneut massiv zu, sodass der Rückhalt der 
so genannten „Volksparteien” stetig sinkt. Doch 
woher stammt dieser Trend in Niedersachsen? 
Er ist eine direkte Folge aus der Unfähigkeit der 
großen Parteien. Allen voran aus der Unfähig- 
keit der SPD. 

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
hat mit ihrem Namen schon lange nichts mehr 
gemein, sondern hat sich bundesweit als Sozi- 





nahmen einbinden, womit die PDS den An- 
schein „sozialistisch“ oder überhaupt „sozial” - 
oder überhaupt „alternativ” - verloren hat. Ihr 
linksreformistischer Zaubertrick, ein „sozial ver- 
walteter Kapitalismus‘, ging in die Hose. 

Es hieß aus dem einflussreichen Pankower 
Bezirksverband der SPD,’man möchte vermei- 
den, „dass der Osten der Stadt in die Opposition 
geht’. Im Klartext: Die (immer noch) Hundert- 
tausende PDS-WählerInnen werden eher von 
Sozialen Protesten fernbleiben, wenn „ihre” Par- 
tei den Sozialabbau mitgestaltet. 

Links von der PDS trat eine neue politische 
Kraft an: die WASG. Diese Partei soll nächstes 
Jahr mit der PDS fusionieren. Aber der Berliner 
Landesverband trat eigenständig zu den Wah- 
len an, um gegen die Politik des „rot-roten” Se- 
nats zu protestieren. Sie bekam3,1%, schaffte 
also die 5%-Hürde nicht. 

In den Medien wurde die Berliner WASG als 
„linksradikal” dargestellt. Aber ihr Programm 
war kaum linker als das der PDS. 


das in einer Gegend, in der es sehr wenige Mi- 
grantInnen und nur eine unbedeutende An- 
zahl linker und alternativer Jugendlicher gibt. 
Trotz dieser fehlenden Feindbilder gelang es 
der NPD, sich als Protestpartei zu etablieren. 
Mit einer gigantischen Materialschlacht und ei- 
nem biederen Auftreten wurde der Sprung in 
die bürgerliche Mitte geschafft. 

Besonderssradikale Losungen waren nicht zu 
finden, auch keineeindeutigen politischen Aus- 
sagen. Dümmliche, faktisch nichts aussagende 
Wahlkampflosungen, wie „Arbeit, Familie, Hei- 
mat oder „Wir packen an” - die genau so gut 
von der CDU oder der SPD stammen könnten 
— bildeten das Rückrad des NPD-Wahlkamp- 
fes. Doch im,Gegensatz zum restlichen bürger- 
lichen und reformistischen Sumpf wurde nur 
die NPD.als Opposition wahrgenommen, was 
in erster Linie gegen an der Schwäche der lin- 
ken Opposition gegen Rot-Rot lag. Die Ansät- 
ze für eine solche linke Opposition waren nicht 
wirklich ernst zunehmen. 


alabbau Partei Deutschlands einen Namen ge- 
macht. Im Schafspelz der großen Arbeiterpar- 
tei hat die SPD jahrelang neoliberale Politik ge- 
deckt oder selbst ausgeführt. Dies will ihre Basis 
immer weniger hinnehmen? Gewerkschafte- 
rInnen sind immer weniger an ihre traditional- 
le Partei gebunden. Das Resultat des Verrats.an 
der Arbeiterbewegung ist die Spaltung in ein 
extrem linkes und ein extrem rechtes Lager. 

Der zunehmenden Radikalisierung nach 
Rechts muss entgegengewirkt werden. Die 
nächsten Termine für Widerstand gegen Fa- 
schismus und Rassenhass sind die Nazikund- 
gebung in Göttingen und der Naziaufmarsch 
in Celle am 28.10.2006. Auf der Straße kön- 
nen wir den Aufstieg der Nazis etwas ent- 
gegensetzen. 





„und gahn 


ern und die Abgeordnetenhauswahlen in Berlin 


Die Linke 

In ihrem Wahlmanifest stellte sich die WASG 
richtigerweise gegen die Repression durch 
die berühmten Berliner Prügelbullen. Aber die 
Schlussfolgerung daraus? Die WASG fordert 
eine „zivile, bürgernahe und demokratische Po- 
lizei”, darüber hinaus eine "multikulturelle”. Kon- 
kret sollten mehr Polizisten eingestellt werden. 
Vonseinerantikapitalistischen Perspektive - die 
Entwaffnung \des repressiven Staatsapparats 
und die Bewaffnung der Unterdrückten zum 
Selbstschutz - war nichts zu finden. 

Diese Perspektive kam am besten durch 
den unaussprechbaren Namen „WASG” zum 
Ausdruck. Der Name „Wahlalternative” mach- 
te schon klar, dass dieser Partei als Gegenwehr 
gegen den Sozialabbau nicht viel einfiel, außer 
sich wählen zu lassen. 

Die viel weniger radikalen, dafür radikaler 
klingenden „Grauen Panther” konnte wesent- 
lich mehr Proteststimmen einsammeln (3,7%) - 
mit einem Namen, der ihnen das Image der Se- 








mit einem Kleinunternehmer als 
Spitzenkandidat konnte sich die 
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Die Linke 

Doch die Wahl sollte eigentlich auch glück- 
lich stimmen. Auf 126 Mandate brachten es die 
Linkspartei und die WASG in Niedersachsen. 
Theoretisch eine gute Basis, um Sozialabbaupo- 
litik und verschärfter Ausbeutung entgegen zu 
wirken»Doch wenn man ehrlich ist, bringt die- 
se Wahl, wie jede andere, am ehesten Ernüchte- 
rung. Die linken KommunalpolitikerInnen wer- 
den nicht versuchen, am'System zu rütteln, Sie 
werden vielleicht leise Kritik äußern, wenn wei- 
tere Einschnitte in Bildungs- oder Sozialsektor 
anstehen. Doch letzten Endes würden sie auch, 
wie auch die „GenossInnen” in Berlin, sämtliche 
Reformen durchwinken, wenn sie an die Regie- 
rungigeholt würden. Aus diesem Grunde ist es 
noch wichtiger als je zuvor, dass sich jeder linke 


niorenorganisation der Black Panthers gab. 

Die besten Ergebnisse bekam die WASG dort, 
wo ihre Kandidaten als kämpferische Aktivistin- 
nen bekannt waren, etwa der Antifa-Aktivist Mi- 
chael Kronawitter, der im Bezirk Friedrichshain- 
Kreuzberg über zehn Prozent der Stimmen be- 
kam. Auch während des Wahlkampfes lieferten 
WASG-AktivistInnen solide Unterstützung für 
den Streik an der Charite. 

Wegen der Verbindung der WASG zu ver- 
schiedenen Arbeiterkämpfen in der Haupt- 
stadt, wegen ihrer klaren Ablehnung des So- 
zialabbaus, war es richtig, sie zu wählen. Aber 
um den Sozialabbau aufzuhalten, brauchen wir 
mehr als Unterstützung für soziale Kämpfe zu 
Wahlkampfzwecken. Wir brauchen eine Partei, 
die solche Kämpfe vorantreibt und mit einer an- 
tikapitalistischen Perspektive zusammenführt. 
Für diese Perspektive müssen AktivistInnen in- 
nerhalb der WASG (wie auch innerhalb der PDS, 
wie auch außerhalb) eintreten. 

von Wladek aus Kreuzberg 


Die Linke 
Die WASG war im Wahlkampf kaum präsent. Das 
lag such an dem sozialdemokratischen Bundes- 
vorstand der WASG, der nur die Fusion mit der 
PDS im Kopf hatte und deshalb gegen den ei- 
genständigen Antritt war. Aber auch der Landes- 
verband der WASG selbst trug seinen Teil für ein 
schlechtes Ergebnis bei: sie konnten sich nicht 
geradesals.kämpferische Alternative.darstellen: 

Das lag auch an ihren Inhalten: die WASG 
stellte sich zwar gegen Sozialabbau, aber statt- 
dessen forderte sie hauptsächlich eine „besse- 
re Poltik” - wie alle anderen Parteien auch. Eine 
Fundamentalopposition von links ist notwen- 
dig, um den Aufstieg der NPD aufzuhalten. Ge- 
rade der G8-Gipfel im Juni 2007 bietet die Mög- 
lichkeit,(linke Jugendliche auf die Straße, zu 
bringen, zu organisieren und mit.revolutionä- 
ren Ideen auszustatten. 

Denn auch in Siberien kann es, bekanntlich, 
Revolutionen geben. 

von Carsten ausLIchtenberg 


Jugendliche unabhängig von etablierten Par- 
teien organisiert und selbst aktiv wird. 

Man darf sich nicht auf PolitikerInnen verlas- 
sen, die lediglich den Anspruch haben, den Ka- 
pitalismus besser zu verwalten. Denn auf die- 
sem Wege wird jegliche antikapitalistische An- 
satzer durch„Parteibürokratiefunterdrückt wer: 
den. Eine außerparlamentarische Bewegung ist 
nötig, um eine Alternative zu den Reformen - 
und-zu.den falschen Alternativen der Nazis - zu 
entwickeln. 

Wir müssen daran arbeiten, dass der Kapi- 
talismus schlussendlich zerschlagen wird. Des- 
halb werden wir eine revolutionären Jugend- 
bewegunginNiedersachsen und weltweit auf- 
bauen. 

von Sceles aus Wolfsburg 


-Zegen Nazis? 


Alle waren sie schockiert über den Wahlerfolg 
der NPD in Mecklenburg-Vorpommern und 
in einigen Berliner Bezirken. Wie aber mit den 
Rechten nun in den Parlamenten bzw. im All- 
gemeinen umgegangen werden soll, dazu ha- 
ben die etablierten Parteien unterschiedliche 
Ansichten. Einige (CDU und FDP) wollen sie 
einfach faktisch ignorieren. Andere, wie SPD, 
Grüne und PDS, wollen den Nazis mit mehr 
Geld für zivilgesellschaftliche Initiativen und 
Anti-Rechts Programmen das Handwerk legen. 
Doch da stellt sich die Frage: „Lässt der Faschis- 
mus sich so einfach staatlich wegfinanzieren?” 

Unsere Antwort lautet natürlich: Nein. Ein 
Staat, dessen „Antifaschismus” soweit geht, 
dass Aufnäher mit durchgestrichenem Haken- 
kreuz als verfassungswidrig eingestuft wer- 
den können, ist kein effektives Mittel. Bürgeri- 
nitiativen und Einzelpersonen können Erfolge 
haben, wenn es darum geht, rechte Struktu- 
ren vor Ort zu bekämpfen. Aber faktisch ha- 
ben sie keine Einflussmöglichkeit auf gesell- 
schaftliche Prozesse, die fremdenfeindliches, 
antisemitisches oder rassistisches Gedanken- 
gut immer wieder in die Bevölkerung tragen. 

Nazis erstarken nicht aus Boshaftigkeit, 
sondern daraus, dass deklassierte Bevölke- 
rungsteile meinen, dass ihre Interessen von 
rechtsradikalen Parteien vertreten würden. 
Es ist deshalb notwendig, eine politische Ant- 
wort zu geben und den vermeintlichen An- 
tikapitalismus der Rechten und ihren angeb- 
lichen Kampf gegen Sozialabbau als das zu 
entlarven, was es ist: pure Heuchelei. 

Nach Vorstellungen von NPD, DVU und 
Konsorten sollen alle gesellschaftlichen Wi- 
dersprüche, z.B. der Widerspruch zwischen 
steigenden Unternehmensgewinnen und zu- 
nehmender Armut, einfach von einer über- 
mächtigen „Volksgemeinschaft" weggezau- 
bert werden. Konkret bedeutet das die Un- 
terdrückung von vielen „Randgruppen” der 
Gesellschaft, also ArbeiterInnen, Arbeitslose, 
Angehörige von religiösen oder ethnischen 
Minderheiten, alternativ lebende Jugendliche 
und so weiter... 

Deshalb kann eine wirklich effektive Be- 
kämpfung der Nazis nur durch Hilfe eben je- 
ner Bevölkerungsgruppen erreicht werden. Es 
ist notwendig, Gewerkschaften, migrantische 
Gruppen, Lesben- und Schwulenverbände 
und linke Jugendgruppen auf die Straße zu 
bringen, mit dem Ziel, den Nazis entschlossen 
und militant entgegenzutreten. 

von Carsten aus Lichtenberg 





D° Putsch der spanischen Faschisten be- 
gann am 18. Juli 1936 und endete drei 
Jahre später mit der Machtübernahme Gene- 
ral Francos. Das Ziel des Aufstandes von Kapi- 
talisten und Offizieren war es, Spanien vor dem 
Bolschewismus zu retten. Was passierte in den 
drei Jahren des Bürgerkriegs, damit die Arbei- 
ter- und Bauernschaft trotz heftigem Kampf ge- 
gen den Faschismus unterlagen? 


Die Vorgeschichte 
Spanien war ein rückständiges Land. Der über- 
wiegende Teil der spanischen Bevölkerung ge- 
hörte der Bauernschaft an. Die Industrie war 
kaum entwickelt und auf einige wenige Zentren 
in Spanien konzentriert; die Industriearbeiter- 
klasse machte lediglich 2% der Gesammtbevöl- 
kerung aus. Doch gerade der Aufbau der spani- 
schen Wirtschaft in Ballungszentren verhalf der 
Arbeiterklasse zu höherem Gewicht. Man könn- 
te meinen, das seien schlechte Ausgangsbedin- 
gungen für eine sozialistische Revolution, aber es 
waren gesellschaftlich nahezu die gleichen Ver- 
hältnissen wie die in Russland zur Revolution. 
Der Kampf der unteren Schichten gegen die 
Herrschaft begann in Spanien schon fünf Jahre 
zuvor. 1931 trat König Alfonso XIll wegen star- 


lichen Verbündeten nicht zu verschrecken, be- 
kannte sich die Volksfront zum Privateigentum. 

In ihrem Handlungsspielraum nun sehr ein- 
geschränkt, beschloss die CEDA trotz aller Dro- 
hungen in die Regierung einzutreten. Der dar- 
auf folgende Generalstreik, wenn auch letzten- 
dendes niedergeschlagen, machte klar, dass 
sich dieses Kabinett nicht mehr lange halten 
konnte. Gil Robles nutzte die verbleibende Zeit 
als Verteidigungsminister, Militäranlagen inmit- 
ten Spaniens zu errichten, um den sich abzeich- 
nenden Militärputsch zu unterstützen. 

Die anarchistische Gewerkschaft CNT, die 
vor allem in den Industriegebieten wie Kata- 
lonien extrem stark war, kam dermaßen in Be- 
drängnis, dass sie auf ihren traditionellen Aufruf 
zum Wahlboykott verzichtete, was als ein Wahl- 
aufruf für die Volksfront verstanden wurde. 

Mit Ministern der KP, der Sozialisten und et- 
lichen linksbürgerlichen Parteien, und indirekt 
unterstützt von CNT und POUM (einer Einheits- 
partei aus Ex-TrotzkistInnen und rechten Kom- 
munistinnen), gewann die Volksfront die Wah- 
len. Ihr Regierungsprogramm war jedoch das- 
selbe wie das der Regierung 1931-33. Alles 
wurde beim alten belassen. Die enttäuschte 








ken Protesten der Arbeiterlnnen und Baue- _ 
rinnen ab. Es wurde die spanische Republik 
proklamiert. 

Doch schnell zeigte sich, das diese bürger- 
liche Republik nicht im Stande war, die Pro- 
bleme der Bevölkerung zu lösen. Das hiefß3, 
dass die Macht der katholischen Kirche nicht 
eingeschränkt wurde, die Offizierskaste (die 
während der vielen Staatsstreiche ab der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts heran- 
gereift war) behielt ihre absolute Herrschaft 








über die Armee, die ungerechte Landvertei- 
lung wurde nicht angetastet und die Kolo- 
nie Nordwest-Marokko blieb weiter unter der 





Knute von Nationalgarde und Söldnern, und 
damit eine Brutstätte der Reaktion. Das Streik- 
recht schränkte man bis aufs Äußerste ein und 
die gewählten Regierungen konnten vom Prä- 
sidenten jederzeit aufgelöst oder mit diktatori- 
schen Mitteln ausgestattet werden. Alles in al- 
lem wurde nur der König gegen die parlamen- 
tarische Regierung ausgetauscht - der Staat mit 
seinem Gewaltapparat blieb derselbe. 


Die Volksfront 

Nach dieser ersten großen Enttäuschung konn- 
ten bei den folgenden Wahlen im Jahr 1933 die 
rechtsrepublikanischen und reaktionären Kräf- 
te die Mehrheit erlangen und eine Regierung 
bilden. Aufgrund des Fehlens einer Massenba- 
sis verzichteten die klerikalfschistische CEDA 
unter Gil Robles vorerst auf Ministerposten. 

Es brodelte seit der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten in Deutschland vor allem 
auch in der spanischen Sozialdemokratie. Ein 
immer größer werdender linksradikaler Flügel 
entstand, getragen von der Sozialistischen Ju- 
gend. Dieser bildete eine Antifaschistische Al- 
lianz. Erst aufgrund von Druck durch die Kom- 
munistische Partei, die vollständig von der sta- 
linistischen Bürokratie in Russland kontrolliert 
wurde, bildete sich die “Volksfront”, ein Wahl- 
bündnis zwischen Arbeiterorganisa- 
tionen und “fortschrittlichen” Partei- 
en des Bürgertums. Um diese bürger- 
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Bauernschaft schritt mancherorts selbst zur Tat, 
um das durchzusetzen, was die Volksfront ver- 
sprochen hatte aber nicht umsetzen konnte: sie 
begannen, Pfaffen zu vertreiben und Kirchen - 
die Symbole geistiger Knechtschaft - niederzu- 
brennen. Die Regierung stellte sich jedoch so- 
gleich auf die Seite der Herrschenden und ent- 
sendete Einheiten der Guardia Civil, der parami- 
litärichen Polizei Spaniens, um die Bauernschaft 
zur Ruhe zu bringen. Die Protestwelle auf dem 
Land und in der Stadt nahm immer größere, 
bald revolutionäre Ausmaße an und drohte, so- 
weit zu wachsen, dass sie die Republik einfach 
hinwegspülen würde. 

Schnell wurde der Kapitalisenklasse bewusst, 
dass sie handeln muss. 


Der Putsch 

Am 17. Juli lag der Volksfrontregierung das 
Manifest Francos vor und am 18. begann der 
Putsch. Die ganze Spanische Armee stellte sich 
auf die Seite der Faschisten. Die Einzigen in Spa- 
nien, die nichts zu begreifen schienen, war das 
Regierungskabinett, das lediglich seine Freu- 
de über die Solidaritätsbekundungen der Ar- 
beiterorganisationen ausdrückte und zur Fort- 
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setzung des Alltagslebens aufrief. Die Arbeiter- 
schaft hingegen war nicht so schwer von Be- 
griff. In Katalonien begannen Proletarier, nur 
mit Küchenmesser und Benzin bewaffnet, Ka- 
sernen zu belagern. In Madrid baute die sich ra- 
dikalisierende Sozialistische Jugend Barikaden 
auf und in Asturien machten sich über 2000 
BergarbeiterInnen bereit, mit Dynamit bewaff- 
net in die Hauptstadt zu ziehen um diese vor 
dem Faschismus zu bewahren. 

Durch spontane Kämpfe der Arbeiterinnen 
konnten die Aufstände in fast allen Teilen Spani- 
ens niedergeschlagen werden. In Katalonien be- 
gannen CNT und POUM mit dem Aufbau von Mii- 
lizen und die Anarchisten beriefen das Zentral- 
kommitee der antifaschistischen Milizen ein, das 
de facto die Macht in Katalonien übernahm. Zu- 
sammengesetzt war dieses aus fünf AnarchistIn- 
nen, zwei Sozialdemokratinnen, einem POUM- 

Mitglied, einem Stalinist und noch einem Ver- 


I treter der linksbürgerlichen Bauernunion. 


Dieses Komitee stellte sich hinter die Akti- 


vität der Arbeiterschaft, die nun daran ging 
| die Betriebe selbst zu verwalten. Es wurde 
| ein Wirtschaftsrat einberufen, der die prole- 


I tarische, also kollektive Wirtschaft etablierte. 
| So wurden z.B. Arbeitslose in ihre alten Be- 
| trieb eingestellt, das Land wurde aufgeteilt 
ı und kollektiv bearbeitet und die Nahrungs- 
| mittelvergabe kontrolliert. Diese Art der Wirt- 
| schaft zeigte in Katalonien ihre Überlegen- 
heit so deutlich, dass während des Bürger- 
I kriegs (also während immer weniger Arbeite- 
| rInnen da waren, um zu produzieren) Löhne 
| erhöht, teilweise die Arbeitszeit gar verkürzt 
und der Hunger total ausgerottet werden 
konnte. Wenn Milizen Dörfer befreiten, wur- 
de das Land aufgeteilt oder kollektiviert und 
die Schuldscheine verbrannt. Vielerorts wurden 
die Kirchen nun als Lagerhäuser oder Schulen 
benutzt. 

Doch sollten die Komitees dem spanischen 
Proletariat bald zum Verhängnis werden. Denn 
sie waren keine von den ArbeiterInnen kontrol- 
lierten Räte und als sich die Arbeiterorganisati- 
onen der Volksfront und damit der Konterrevo- 
lution unterordneten, lösten sich die Komitees 
schlichtweg auf und ließen das Proletariat im 
Regen stehen. 


Der Wolf im Schafspelz 

Der revolutionären Entwicklung standen eini- 
ge Interessensgruppen gegenüber. Die stalinis- 
tische Sowjetunion konnte eine sozialistische 
Revolution in Spanien nicht dulden: sie erhoffte 
sich ein Bündnis mit Frankreich und England im 
kommenden Weltkrieg. Die quasi bedeutungs- 
lose spanische KP wurde deshalb mit Geld aus 
Russland aufgepumpt und ihr wurde befoh- 
len in Katalonien mit der sozialdemokratischen 
PSOE zusammenzugehen. Durch den Zwangs- 
zusammenschluss zwischen der großen sozia- 
listischen Jugend und der viel kleineren stali- 
nistischen Jugend bekam die Sowjetunion die 
Chance, diese durch den Einkauf ihrer Führung 
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chistischer Militärputsch, aber auch ein revolutionärer Aufstand 


unter Kontrolle zu bringen und ihre Radikalisie- 
rung zu stoppen. 

Zugleich verschaffte sich Sowjetrussland eine 
ungeheure Machtposition, indem es als einzi- 
ges Land Waffen an Spanien verkaufte. So ge- 
wannen die Stalinisten die Möglichkeit, sich als 
Unterstützterlnnen der Revolution darzustellen 
und anderseits immer mehr Druck auszuüben. 
Die Waffen und Munition waren alt und wur- 
den nur in Schüben geliefert sodass nie eine Ge- 
neraloffensive möglich wurde. An die Frontab- 
schnitte, wo anarchistische oder POUM-Milizen 
kämpften, wurden erst gar keine Waffen gelie- 
fert. Agenten des sowjetischen Geheimdienstes 
GPU strömten ins Land, die mit der Errichtung 
von Folterzentren für gefährliche POUM- und 
CNT-AktivistInnen ihre Arbeit aufnahmen. 

Die zweite Gruppe, die aus natürlichem In- 
teresse nur gegen eine revolutionäre Entwick- 
lung sein konnte, war das Bürgertum und ihre 
bürgerlichen Parteien in der Volksfront. Die Re- 
publik ist für sie stets der vorteilhafteste Staat, 
da er dem Bürgertum Privateigentum an Pro- 
duktionsmitteln und eine relativ freie und ver- 
schleierte Ausbeutung zusichert - der Faschis- 
mus hingegen ist nur das letzte Mittel im Kampf 
gegen die Arbeiterklasse und die Revolution. 


Die Konterrevolution 

So wurde POUM und CNT vorgeworfen, durch 
ihre Positionen das Volksfrontbündnis zu zer- 
stören und die spanische Republik vollkommen 
von den „Demokratien” Frankreich und Eng- 
land zu isolieren. Von der Volksfrontallianz ge- 
drängt, trat die POUM und die CNT in die schon 
so gut wie entmachtete katalanische bzw. ge- 
samtspanische Regierung ein (damit wehrte 
sich die POUM gegen die schlimmste aller stali- 
nisischen Beschuldigungen, sie sei trotzkistisch, 
denn TrotzkistInnen würde nie einer bürgerli- 
chen Regierung beitreten). 

Dieser Regierungsbeitritt verhalf den konter- 
revolutionären Kräften nun, ihren Staatsappa- 
rat wieder aufzubauen. Dem kämpferische Pro- 
letariat fehlte nun die Organisation, welche ihre 
revolutionären Organe wie Fabrikräte, Bauern- 
räte, Milizkomitees usw. aufrechterhalten und 
aufbauen konnte. Von ihren Führungen verra- 
ten, konnte die Konterrevolution nun in die Of- 
fensive gehen. Zuerst wollte man das aufgereg- 
te Bürgertum durch die Rückgabe kollektivier- 
te Ländereien und Betriebe an die alten Besit- 
zer wieder beruhigen. Gleichzeitig wurde der 
Kampf gegen die Arbeiterpresse aufgenom- 
men indem man die Zensur vorantrieb, für wel- 
che ein Ministerium unter CNT-Führung zustän- 
dig war. 

Schwerer war es, der Bewaffnung des Prole- 
tariats ein Ende zu machen. Die Regierung ver- 
bat jetzt den Besitz und das Tragen von Waffen, 
und so kam es in Barcelona dazu, dass die bür- 
gerliche Polizei die Arbeitermilizen, diese aber 
wiederum auch die Polizei entwaffnete, wo im- 
mer eine Partei die Überhand hatte. 

Die absehbare Zuspitzung dieses Konflikts 


folgte im Mai 1937. Nach dem fehlgeschlagenen 
Versuch von Guardia Civil, das von der CNT be- 
setzte und verwaltete Telefonhaus zu stürmen, 
begannen die Gefechte zwischen Arbeitermili- 
zen und Polizei. Barrikaden wurden errichtet und 
die Arbeiterviertel von der Polizei befreit. Nur 
noch die CNT-Führung konnte helfen und half 
der Konterrevolution ihre eigenen Milizen zu be- 
sänftigen. Schließlich kam es zur Vereinbarung, 
dass beide Seiten die Waffen niederlegen soll- 
ten. Nach dem Einreißen der Arbeiter-Barrikaden 
wurde das Telephonhaus, das Symbol der CNT- 
Macht in Barcelona, von der Guardia Civil besetzt 
und die Quartiere von CNT und POUM gestürmt. 
Es folgten Massenverhaftungen und Erschießun- 
gen. 500 Tote und unzählige Verwundete und 
Gefangene war das Ergebnis der „Maitage”. 


Das Ende der Linken 
Nachdem die POUM- und die CNT-Führungen 
ihren Job in der Regierung getan hatten, näm- 
lich die Kraft des Proletariats zu brechen, wur- 
den sie, wie die linken SozialistInnenen, aus der 
Regierung geschmissen und es bildete sich ein 
neues Kabinett. Dieses bestand nur noch aus 
Stalinisten, rechten Sozialdemokraten und Bür- 
gerlichen. Der Propagandafeldzug gegen die 
POUM - mit solch absurden Vorwürfen wie sie 
würde mit den Faschisten unter einer Decke 
stecken - wurde verstärkt. Mit neuen Geset- 
zen und wütenden Anschuldigungen wurde 
die Festnahme der POUM-Führung und die Zer- 
schlagung der ganzen Organisation gerechtfer- 
tigt und durchgeführt. Auch die CNT und vor al- 
lem ihre Presse wurden weiter unterdrückt. 
Viele ProletarierlInnen werden sich zu recht 
gefragt haben, ob es überhaupt einen Unter- 
schied zwischen dieser Republik - mit all ihrem 
Polizeiterror, Verboten und GPU-Agenten - und 
einem faschistischen Staat gäbe. 


Der Sieg der Faschisten 

Zwar gab es gerade zu Anfang des Bürgerkriegs 
aussichtsreiche Chancen, Franco aufzuhalten. 
Doch sind die Gründe für die Niederlage der Re- 
publik schnell genannt: so die bekannte Unter- 
stützung der Faschisten von Deutschland und 
Italien, welche die Armee mit neuster Waffen- 
technik und Soldaten verstärkte; die Kämpfe der 
Regierung gegen die Arbeiterschaft, die unge- 
heuer viel Moral und auch militärische Kraft kos- 
teten; zuletzt noch das Bündnis mit dem Bürger- 
tum, welches auch noch dazu führte das viele 
Städte kampflos aufgegeben wurden. Denn die 
Besitzer und Ausbeuter unter den „Antifaschis- 
ten” wollten um jeden Preis vermeiden, dass ihr 
Besitz bei einer Belagerung möglicherweise zer- 
stört werden würde. Auch haben Kapitalisten nie 
das gleiche Interesse gegen den Faschismus zu 
kämpfen wie die ArbeiterInnen. Sie können im- 
mer noch hoffen, ihren Besitz zu behalten, nach- 
dem der Faschismus die Macht ergriffen hat. Für 
das Proletariat hingegen heißt Faschismus Elend, 
Terror und Tod und keinerlei Interessensvertre- 
tung ihrer Klasse. 
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Anfang 1939 rückten die Faschisten dann in Ka- 
talonien ein und eroberten Barcelona ohne weite- 
re Probleme - die größten Kämpfer gegen den Fa- 
schismus waren schon vorher gefallen, durch die 
Klinge der bürgerlich-stalinistischen Republik. 


Die Möglichkeiten der Revolution 
Die beginnende Revolution hatte gute Ansätze 
und alle Möglichkeiten. Doch durch den Verrat 
am Proletariat durch die Führung seiner Orga- 
nisationen war sie zum Scheitern verurteilt. Die 
Angst vor der Isolation von England und Frank- 
reich, an deren Intervention noch viele bis kurz 
vor Francos Sieg gehofft hatten, war offensicht- 
lich Schwachsinn. Die beiden„Demokratien” hat- 
ten gar nicht vor, eine so schwache Republik zu 
unterstützen, die keine Basis in der Bevölkerung 
haben konnte. Viel eher nahmen sie Verhandlun- 
gen mit Franco auf und noch vor dem faschis- 
tischen Sieg konnten sich die Regierungen von 
Frankreich und England sicher sein, dass Spani- 
en im kommenden Weltkrieg neutral bliebe. 

Die POUM, anstatt zu versuchen, dem Proleta- 
riat den revolutionären Weg zu weisen und sich 
an seine Spitze zu stellen, schmiss Mitglieder, 
die für sich für Revolution und Rätemacht aus- 
sprachen, zu welcher es gerade mit den selbst- 
verwaltenden Betrieben Kataloniens und den 
Bauernkollektiven freilich Ansätze gegeben hat- 
te, aus der Organisation. Viele dieser Individu- 
en schloßen sich daraufhin als Bolschewiki-Leni- 
nisten, also Anhänger der Vierten Internationale 
aka Trotzkisten, zusammen, konnten aber nicht 
mehr viel Einfluss gewinnen. 

Was in Spanien gefehlt hat, war eine Organi- 
sation die die Revolution vorantreibt und dem 
Proletariat eine Perspektive eröffnet für die es 
sich zu kämpfen lohnen würde. Solch eine Or- 
ganisation, die den Kampf gegen den Faschis- 
mus mit dem Kampf für die Revolution verbin- 
det, brauchen wir auch heute. 
aus Kreuzberg 
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„Unsere Jungs“ 


Deutsche Soldaten tauchen in immer mehr Ländern auf... 


nsgesamt 2400 Bundeswehr-Soldaten hat die 

deutsche Regierung im Rahmen einer UN- 
„schutztruppe” in den Libanon geschickt und 
dort stationiert. Das Ziel: „den Frieden sichern”. 
Natürlich. Was das bedeutet, wurde uns in der 
Vergangenheit zur Genüge vor Augen geführt: 
Immer wieder folgten auf militärische Aggressi- 
onen der reichen Industriestaaten solche „Frie- 
densmissionen‘, z.B. in Afghanistan, um die stra- 
tegische Stellung der imperialistischen Mächte 
im Nahen Osten und Zentralasien zu verbessern. 

Jetzt war es das vom Westen massiv unter- 
stützte Israel, welches den halben Libanon in 
Schutt und Asche legte. Während Merkel und 
Co. die gezielten Militäraktionen Israels gegen 
zivile Ziele stillschweigend hinnahmen, bemü- 
hen sie sich jetzt, Neutralität und ein ernsthaf- 
tes Interesse am Frieden vorzutäuschen. 


In Wirklichkeit... 

ist der Staat Israel nur ein Außenposten des US- 
Imperialismus, von dem aus es möglich ist, die 
Rohstoffe des Nahen Ostens zu kontrollieren 
und Militärschläge durchzuführen. Nach dem 
Versagen der Invasion im Libanon, die die strate- 
gische Stellung gegenüber Syrien und dem Iran 
verbessern sollte, geht es nun um Schadensbe- 
grenzung. Die Guerilla der radikalislamischen 
Hisbollah, der es gelang, den israelischen Angriff 
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Sie sind für eine starke Linke? Die gegen Kriegstreiberei, 
Sozialraub, Rassismus, Nazismus Position bezieht? Die radi- 


zurückzuschlagen, soll nun entwaffnet werden, 
damit bei der nächsten Invasion die gesteck- 
ten Ziele erreicht werden können. Deutschland 
übernimmt hierbei die Führung der Seestreit- 
kräfte vor der libanesischen Küste, um den Waf- 
fennachschub der Hisbollah stören zu können. 
An Israel aber werden weiterhin modernste 
Waffensysteme geliefert. Aus Deutschland ka- 
men noch kurz vor Kriegsbeginn U-Boote nach 
Israel, und die USA stellten während des Krieges 
den Waffennachschub sicher. Die neue militäri- 
sche Sperrzone liegt in libanesischem Gebiet, ob- 
wohl es keine libanesische Kampfjets waren, die 
Flüchtlingskolonnen gezielt unter Beschuss nah- 
men. Es ist nur allzu offensichtlich, bei wem hier 
die Sympathien der westlichen Staaten liegen. 


Die UNO... 

legitimiert den „Friedenseinsatz“ völkerrecht- 
lich. Sie offenbart sich so als ein Instrument 
der imperialistiichen Mächte aeaen die arabi- 





























werden. 


kal ist, weil sie das Übel an der Wurzel packt? Die über 


Eigentumsfragen und Klassenkampf nicht schweigt, weil sie 
Sozialismus will? Die sich über Unterschiede und Grenzen 
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sche Welt. Mit Frankreich, den USA, Großbritan- 
nien, China und Russland sitzen fünf ständige, 
vetoberechtigte Staaten im UN-Sicherheitsrat, 
die allesamt Ambitionen haben, ihren Macht- 
bereich zu vergrößern. Die USA verhinderten 
gleich mehrmals Resolutionen, die den völker- 
rechtswidrigen Krieg Israels verurteilten. 

Die Meinung, Kriege wären in Ordnung, so- 
lange es ein UN-Mandat gibt ist haarsträubend, 
denn UN-Mandate sind lediglich eine öffentliche 
Legitimierung für die Maßnahmen der „Großen” 
für Rohstoffe oder strategische Interessen. Je- 
der militärische Widerstand gegen Angriffskrie- 
ge, auch gegen UN-Kriege, ist legitim. Das heißt 
aber nicht, dass man die massive Kritik an den 
reaktionären (oft frauenfeindlichen, antisemiti- 
schen, antisozialistischen) Kräften, die diesen Wi- 
derstand meistens anführen, fallen lassen soll. 


Unser Haupifeind... 
heißt nicht Hisbollah. „Entschieden für den Frie- 
den” so wird uns ins Gesicht gelogen, der „Ar- 
beitgeber Bundeswehr” will uns für den Dienst 
fürs Vaterland, bzw. dessen Konzerne ködern. 
Etwa 7.700 Bundeswehr-Soldaten sind schon in 
neun fremden Ländern stationiert. Der „Export- 
weltmeister” BRD exportiert auch Kriege. 

Antimilitarismus ist ein Thema, dem gerade 
wir Jugendlichen uns stellen müssen - es sind 
unsere AltersgenossInnen, die für Staat und Ka- 
pital wortwörtlich über den Jordan gehen. Die 
internationale revolutionäre Jugendbewegung 
hat eine lange antimilitaristische Tradition. Sie 
fortzuführen, sind wir verpflichtet. 

von Bartholomäus aus Bernau 
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Unsere Konferenz CIEELIES 


Auch Kommunistinnen können demokratisch arbeiten... 


enn man sich vorgenommen hat, in ein 

Parlament einzuziehen und seine Bröt- 
chen (bzw. Sahnetörtchen und Strandhäuser) 
fortan damit zu verdienen, reicht es, ein paar 
Plakate aufzuhängen. Aber möchte man statt- 
dessen das gesamte kapitalistische System stür- 
zen, so ist einiges mehr an Einsatz gefragt. 

Um eben diesem Ziel ein klein wenig näher 
zu kommen, fand am 7./8. Oktober in Berlin eine 
REVOLUTION-Doppelkonferenz statt. Zusätzlich 
zur dritten bundesweiten Konferenz der unab- 
hängigen kommunistischen Jugendorganisati- 
on REVOLUTION, gab es auch die erste Konfe- 
renz der neuen internationalen Tendenz „Inde- 
pendent Revolution” (kurz: iRevo). 

Dementsprechend waren unter den 20 Anwe- 
senden nicht nur AktivistInnen der Ortsgruppen 
Bernau, Berlin und Wolfsburg sondern auch Ak- 
tivistInnen von den Revo-Gruppen in Tschechien 
und der Schweiz, sowie ein Gast aus England. 

Der erste Tag wurde fast vollständig iRevo ge- 
widmet. Es wurde festgestellt, dass die Grün- 
dung dieser unabhängigen Tendenz ein notwen- 
diger Schritt war, um der Bevormundung unserer 
Organisation durch unsere ehemalige Mutteror- 
ganisation, die LFI, entgegenzutreten. 


Rausschmiss 

Die LFI-Führung, über ihre Fraktion in Revo, mach- 
te im Vorfeld der Konferenz klar, dass sie nieman- 
den in ihrer „unabhängigen” Jugendorganisation 
dulden würde, die nicht alle ihre Direktiven ak- 
zeptiert. Auf dieses Ultimatum antworteten wir, 
das Revo eine unabhängige Jugendorganisation 
bleibt und diese LFI-Entscheidungen (wie früher 
den Rausschmiss von Revo Australien, weil diese 
Gruppe auch nicht von der LFI kontrolliert wer- 
den konnte) nicht akzeptieren. 

Nun bleiben in den LFI-Revo-Strukturen fast 
nur noch LFI-Mitglieder - selbst der Schein von 
Eigenständigkeit ist über Bord geworfen wor- 
den, um die vollständige Kontrolle durch die 
LFI-Führung zu sichern. 

Deshalb muss iRevo, zumindest bis die LFI 
diese Haltung ändert, als eigene Tendenz funk- 
tionieren Aus diesem Grund wurde die iRevo- 
Koordinierung gestärkt, die vorerst aus einem/ 
r stimmberechtigten Vertreter/in jeder iRevo- 
Sektion bestehen soll. 

Außerdem wurden die politischen Differen- 
zen zwischen der LFI und ihrer jüngsten Abspal- 
tung PR (Permanent Revolution) auseinander- 
genommen. Die LFI hatte die interne Diskussi- 
on, die sich über zwei Jahre hinzog und letzt- 
endlich zur Spaltung führte, vor uns verborgen 
- aus „Sicherheits’gründen, wie es in ihren inter- 
nen Dokumenten hieß. Nun muss die Diskussi- 
on nochmal bei Revo wiederholt werden. 

Weitere Themen am Samstag waren eben- 
falls internationale Fragen, wie die europaweite 
Mobilisierung zu den Anti-G8-Protesten 2007 in 
Mecklenburg-Vorpommern, die Kampagne für 
den gefangenen slowakischen Antifaschisti- 
schen Märio Bango, die Einschätzung der „Neu- 
en Linken” in Deutschland und die Kriege des 
Imperialismus im Nahen Osten. 

Da der/die durchschnittliche Revo-Konferenz- 


teilnehmer/in sich von der harten Arbeit auch an- 
gemessen erholen will, gab es im Anschluss an das 
Tagesprogramm (das sich letztlich sogar bis nach 
20 Uhr erstreckte) eine After-Conference-Party. 
Aber wer dachte, hier die Politik entkommen zu 
können, wurde enttäuscht, denn die Diskussionen 
und die linke Musik gingen bis spät in die Nacht. 


Hard Work 
Beim zweiten Konferenztag wurde alles, was 
die deutsche Sektion betrifft, besprochen: Es 
wurde Bilanz gezogen über erfolgreiche Akti- 
onen wie den berliner Schülerstreik und über 
negative Aspekte, wie Austritte in letzter Zeit, 
von denen viele auf den demoralisierenden 
„sektenkrieg” mit der LFI zurückzuführen sind. 
Auf dieser Grundlage wurden dann die mittel- 
fristigen Perspektiven für REVO/DE zusammen- 
gestellt. Neben der Konzentration auf die Anti- 
G8-Mobilisierung wäre hier noch die Weiterfüh- 
rung der Schülerproteste nach dem Schulstreik 
und die Mobilisierung zu den wichtigsten Sozi- 
alprotesten zu nennen. 

Eines der wichtigsten Ergebnisse der Konfe- 
renz ist die Neustrukurierung der bundeswei- 
ten Revo-Leitung. Sie besteht jetzt aus mindes- 
tens einem Mitglied jeder Ortsgruppe, so dass 
sie nicht Gefahr läuft, einzelne OGs aus dem 
Auge zu verlieren oder sie gar zu vernachlässi- 
gen. Gleichzeitig wurde ein neues Statut für die 
Gruppe diskutiert und beschlossen. 

Amüsant war wieder die LFI und ihre deutsche 
Sektion, GAM. Zwei GAM-Mitglieder, die vor kur- 
zem aus REVOLUTION ausgeschlossen werden 
mussten, da aus ihren internen Dokumenten her- 
vorging, dass sie die restliche Mitgliedschaft sys- 
tematisch belogen hatten, sollten auf der Kon- 
ferenz eigentlich die Chance bekommen, gegen 
ihren Ausschluss zu protestieren. Da sie letzte- 
ren unter anderem als „bürokratisch” und „unde- 
mokratisch” bezeichnet hatten, hätte man davon 
ausgehen können, dass sie ihre Chance nutzen 
und die Basis der Organisation von der Unrecht- 
mäßigkeit der Entscheidung der „stalinistischen 
Bürokratie"in Revo Germany zu überzeugen ver- 
suchen - getan haben sie dies allerdings nicht, 
denn sie wussten, dass diese Entscheidung von 
der gesamten Gruppe getroffen wurde. Ihre Ver- 
leumdungen glauben sie also nicht mal selbst. 

Allerdings gab es auch ohne diese 
internen Streitigkeiten genug zu 
besprechen und zu diskutie- 
ren. Die nächste Revo-Kon- 
ferenz findet dann in spä- K 
testens einem Jahr statt 
- es sei denn näturlich, f 
wir leben dann bereits 
in einer weltweiten klas- 
senlosen Gesellschaft. 
von Tom aus Bernau 








Ihr kriegt mei- 

ne Unabhängig» 
wenn ihr sie 
aus meinen kalten, 
toten Händen zerrt. 
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REVOLUTION ist eine internationale kommu- 
nistische Jugendorganisation. Wir kämpfen 
gegen Krieg, Sozialabbau, Ausbeutung, Ar- 
beitslosigkeit, Rassismus, Sexismus, Faschis- 
mus, Umweltzerstörung - aber vor allem ge- 
gen die Ursache dieser Probleme: den globa- 
len Kapitalismus. Zusammen mit GenossInnen 
auf der ganzen Welt treten wir für eine World 
Revolution ein. Willst du mitkämpfen? Schick 
uns eine Mail oder schau einfach mal vorbei! 


Revo Berlin 
Treffen: Caf& Rojo - siehe Seite 2 
[el-Je TeTolc-I7Ze) [#iulo/aKe [-Keolaı 


PITTCH IT EIT 

Treffen: im Dosto - Termin erfragen 
@ www.revolution-bernau.de.vu 
oI-IgarI8T@Ig-Ze]ithdto]aKe [-KefoJan 


Tel eligjelftee 

Treffen: jeden Donnerstag um 17 Uhr 
ISTe-TTe HEERES ANNIE WW 
@ www.revolution-wolfsburg.de.vu 
Tel lelsigel@lg-\Ze] [#LalolaKe (-Kale)ın 


Revo Weltweit 
Unabhängige ® www.iRevo.int.tc 
CH & www.revo.ch.tc 

CZ revo.revoluce.info 

AU www.revo.au.tt 


V.i.S.d.P: R. Müller, Hamburg 


„Parteijugend ® www.worldrevolution.info 
UK ® www.worldrevolution.org.uk 

SE www.revolution.se 

AT = www.revolution-austria.at 


UNEISLEHEICLKN 
erklärungen 


mit Texten von Liebknecht, 
Lenin, Trotzki usw. 


Der Weg zur 
Revolution 


NETTER Zell T-\V/e) 





' Do It Yourself! 


Aa „ı Eine REVOLUTION-Gruppe 
eo] 0]a{-1le/-1@-181jor:-18[-1aP 


Forum 
Willst du diskutieren? 
DF.IslaWel-kiälesl-Werk, 


7 
REVOLUTION-Forum: 


«- forum.revolution.de.com 


m 9. Oktober hat Nordkorea eine Atom- 

bombe getestet. Jetzt hat das kleine kom- 
munistische Land - in dem die Menschen nach 
den Grundsätzen von Marx und Lenin unter- 
drückt werden und hungern - Atomwaffen! Das 
darf nicht sein! Nur Länder, die ihre Anständig- 
keit bewiesen haben, dürfen solche gefährliche 
Waffen besitzen. Länder wie die USA, wie Groß- 
britannien, Frankreich, Russland, China, Indien, 
Pakistan und Israel - also alles Länder, die nie- 
mals Krieg führen würden. 

Bekannte Gegner von Atomwaffen wie Geor- 
ge Bush (12.000 Sprengköpfe) und Wladimir 
Putin (16.000 Sprengköpfe) haben die nordko- 
reanische Reigerung zum Verzicht auf die Bom- 
be aufgerufen. 

Der Irak-Krieg hat es doch endgültig bewie- 
sen: wenn ein Land auf Massenvernichtungs- 
waffen verzichtet, braucht es keine Angst vor 
einer Invasion zu haben. Nur weil die irakische 
Regierung auf sein Nuklearwaffenprogramm 
bestanden hat, musste das Land angegriffen 
und besetzt werden. 

Die irakischen Massenvernichtungswaffen, 
die offizielle Begründung für den Krieg, sind in 
den 42 Monaten nach der Invasion nicht gefun- 
den worden, könnten aber jeden Tag auftau- 
chen. Informationen darüber lagen jedoch bis 
zum Redaktionsschluss von BLÖD nicht vor. 


von Kedalw, BLÖD-Reaktion-Redaktion 
‚ ı BIC 
> w. - * | >» 
j Zu 5 f Yy 2 " . 
> ww (A Ä | N 
| ’TYy 
ie — n ’ ' j 
















N 
ee 


Ku 77 







8.000 Schüler-Chaoten in Berlin treten 


in den Streik! 










W: in einer Oper die Köpfe diverser religi- 
öser Führer rollen, dann muss man Angst 
haben. Aber nur, wenn neben Jesus, Buddha 
und Poseidon auch Mohammed geköpft wird. 
Denn Muslime, so befürchtete Kirsten Harms, 
Intendantin der Deutschen Oper Berlin, ver- 
stehen so etwas nicht, werden böse und rea- 
gieren mit Sprengung des Saals. Deshalb hat- 
te Innensenator Erhart Körting sie gewarnt die 
Oper „Idomeneo” aufzuführen, indem er extra 
aus dem Urlaub anrief. Um die Gefahr vor den 
unberechenbaren Islamisten zu bannen, hat 
Harms veranlasst, dass die Oper abgesetzt wird, 
obwohl laut Polizei eine konkrete Gefährdung 
nicht anzunehmen sei. Aber man weiß ja nie, 
wie diese heißblütigen Fanatiker reagieren; hat 
sich doch schon bei den Mohammed-Karikatu- 
ren und den Ausführungen unseres Papstes ge- 
zeigt, dass die keinen Humor haben. 

Die Absetzung der Mozart-Oper „Idomeneo" 
von Regisseur Hans Neuenfels hat laute Protes- 
te ausgelöst. Zum einen von denjenigen, wie 
Peter Ramsauer, die sie als „pure Feigheit” wer- 
ten, zum anderen von vielen, die befürchten, 
dass die Freiheit der Kunst gefährdet sei. So fand 
zum Beispiel auch Angela Merkel, „dass Selbst- 
zensur uns nicht weiter hilft gegenüber gewalt- 
bereiten Menschen, die im Namen des Islamis- 
mus Gewalt üben wollen”. Auch CDU-Kulturex- 
perte Wolfgang Börnsen wertet die Absetzung 
als „Kniefall vor radikalen Muslimen” und im Fo- 
cus-Online Forum häufen sich die Klagen über 
die „islamische Leitkultur”, die uns sicherlich in- 
nerhalb der nächsten Wochen auch zwingen 
wird, unser liebes Schweinefleisch zu verdam- 
men und den Frauen Burkas anzuziehen. Das 
können wir nach Meinung eines Forum-Bei- 
trags nur verhindern indem wir diese „Irren‘, die 
unsere „Todfeinde” sind, weil sie finden, dass wir 
die falsche Religion haben, schleunigst des Lan- 
des verweisen und bekämpfen. 

Seltsamerweise haben sich die gefürchteten 
Islamisten bislang bedeckt gehalten und - ganz 
gegen ihre sonstige Art -noch nichts in die Luft 
gesprengt, ja nicht einmal damit gedroht. Das 
muss man aber erfahrungsgemäß als Ruhe vor 
dem Sturm bewerten. 

Einige linke Spinner, die sich ja nie trauen, Aus- 
länder zu kritisieren, finden, dass es sich bei der 


Hippie-Chaoten protestieren gegen un- 
sere Jungs auf hoher See! 





Debatte um die Projektion des eigenen Missfal- 
lens der anti-religiösen Inszenierung auf die Mus- 
lime handelt, zwecks Steigerung rassistischer Ge- 
fühle. Zugegeben, es gab bei der Premiere 2003 
ein bisschen Tumult im Zuschauerraum und vie- 
le Leute fanden das Köpfen geschmacklos, aber 
trotzdem: Man muss so was doch zeigen dürfen! 
Kunst ist Kunst und frei, auch wenn sie nieman- 
dem gefällt. (Außer wenn sie den Tatbestand der 
Blasphemie erfüllt, in dem sie unseren Herren 
und Erlöser Jesus Christus beleidigt.) 

Darum müssen wir uns gegen die Beschnei- 
dung unserer Lebensqualität durch die Islamis- 
ten wehren, wir müssen sie loswerden, bevor 
sie uns alle umbringen! 

von Enitnemelc Enimlehliw , BLÖD 


Kommi-Chaoten organisieren sich! 





